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1. Steuerliche Erneuerungen im 

Rahmen des Jahressteuergeset-

zes 2018 (JStG 2018) 

 

Im Zuge des JStG 2018 werden folgende 

steuerlichen Erneuerungen beschlossen: 

1.1  „Familienbonus Plus“ 

Der Familienbonus ist ein Absetzbetrag in 

der Höhe von € 1.500 pro Kind und Jahr 

bis zum 18. Lebensjahr des Kindes und 

bedeutet, dass sich die Steuerlast ab 2019 

um bis zu € 1.500 pro Jahr redu-

ziert. Nach dem 18. Geburtstag des Kin-

des steht ein reduzierter Familienbonus in 

Höhe von € 500 jährlich zu, sofern für 

dieses Familienbeihilfe bezogen wird. Im 

Gegenzug entfallen ab 2019  der Kinder-

freibetrag und die steuerliche Absetzbar-

keit von Kinderbetreuungskosten bis zum 

10. Lebensjahr.  

Der Familienbonus kann wahlweise bereits 

über die laufende Lohnverrechnung aus-

bezahlt oder erstmalig bei der Steuerer-

klärung 2019 beantragt werden. Der Fa-

milienbonus kann zwischen den Ehepart-

nern je zur Hälfte aufgeteilt werden.  

Der Familienbonus in der gesetzlich vor-

gesehenen Höhe steht nur für Kinder im 

Inland zu. Für Kinder im EU/EWR-Raum 

bzw. der Schweiz wird der Familienbonus 

Plus indexiert (erhöht oder vermindert) 

und damit an das Preisniveau des Wohn-

sitzstaates angepasst. Für Kinder in Dritt-

staaten, das heißt außerhalb des EU/EWR-

Raumes oder der Schweiz, gibt es keinen 

Familienbonus. 

1.2 Einführung einer Hinzu-

rechnungsbesteuerung 

In Hinblick auf die Vorgaben der europäi-

schen Richtlinie zur Vermeidung von in-

ternationalen Steuervermeidungspraktiken 

soll eine Hinzurechnungsbesteuerung für 

niedrig besteuerte Passiveinkünfte einer 

ausländischen Körperschaft eingeführt 

werden. Bislang unterlagen derartige 

niedrig besteuerte Passiveinkünfte nur bei 

einer allfälligen Gewinnausschüttung auf 

Grund des Methodenwechsels der öster-

reichischen Besteuerung. Voraussetzung 

für die Hinzurechnungsbesteuerung ist, 

dass die beherrschende Körperschaft 

selbst oder gemeinsam mit ihren verbun-

denen Unternehmen unmittelbar oder mit-

telbar mehr als 50 % der Stimmrechte 

oder des Kapitals hält oder Anspruch auf 

mehr als 50% der Gewinne der ausländi-

schen Körperschaft hat. Zu den betroffe-

nen Passiveinkünften zählen ua Zinsen, 

Lizenzgebühren, Dividenden, Einkünfte 

aus Tätigkeiten von Versicherungen und 

Banken sowie Einkünfte aus Abrech-

nungsunternehmen. Für Versicherungen 

und Banken soll es eine spezifische Aus-

nahmeregelung geben.  Eine Niedrigbe-

steuerung soll dann vorliegen, wenn die 

tatsächliche Steuerbelastung im Ausland 

nicht mehr als 12,5 % beträgt und die 

niedrigbesteuerten Passiveinkünfte mehr 

als ein Drittel der Einkünfte der ausländi-

schen Körperschaft betragen.  

1.3 Änderung der              

Bundesabgabenordnung   

Für die Bereiche internationales Steuer-

recht, Umsatzsteuer und „Missbrauch“ soll 

künftig auch eine  verbindliche Rechtsaus-

kunft (sog. „Advanced Ruling“) einge-

holt werden können. Dies war bisher nur 

für Fragen in Zusammenhang mit Um-

gründungen, Unternehmensgruppen und 

Verrechnungspreisen möglich.  

Als Alternative zur klassischen Betriebs-

prüfung soll eine freiwillige begleitende 

Kontrolle (Horizontal Monitoring)  für 

Unternehmen mit mehr als 40 Millionen 

Umsatzerlösen eingeführt werden. Dabei 

soll ein vom Unternehmer selbst entwi-

ckeltes und durch einen Steuerberater 

oder Wirtschaftsprüfer überprüftes inter-

nes Steuerkontrollsystem in Verbindung 

mit einer erweiterten Offenlegungspflicht 

und einem laufenden Kontakt mit der Ab-

gabenbehörde die nachträgliche Außen-

prüfung ersetzen. 

1.4 Sonstige Änderungen 

 Das Abzugsverbot für Zinsen und 

Lizenzgebühren bei Niedrigbesteue-

rung des Empfängers aufgrund einer 

Steuerermäßigung oder -rückerstattung 

kann nachträglich rückgängig gemacht 

werden, wenn innerhalb von fünf Wirt-

schaftsjahren nach dem Anfallen dieser 

Aufwendungen tatsächlich keine Steu-
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erermäßigung oder -rückerstattung in 

Anspruch genommen wurde. Diese Frist 

soll auf neun Jahre verlängert werden.  

 Der Ratenzahlungszeitraum bei der 

Wegzugsbesteuerung wird auf 5 Jahre 

verkürzt. 

 Bei der Umsatzsteuer soll die Richtli-

nie 2017/2455/EU (E-Commerce-

Paket) teilweise in nationales Recht 

umgesetzt  und Anpassungen an die 

Rechtsprechung vorgenommen werden 

(Ausweitung der Istbesteuerung auf al-

le Unternehmer, die der Art nach ei-

ne freiberufliche Tätigkeit ausüben un-

ter Außerachtlassen der Rechtsform, 
Entfall der Margenbesteuerung). 

 Für Grundeigentümer, die ihren Grund 

und Boden für Infrastrukturprojekte 

zur Verfügung stellen (müssen), soll ei-

ne Abzugsteuer in der Höhe von 10 

Prozent der Entschädigungssumme 

eingeführt werden. Mit der Abzugsteuer 

soll die Einkommensteuer grundsätzlich 

abgegolten sein. 

 Die Gebühr für die Bürgschaftserklä-

rungen in Zusammenhang mit Mietver-

trägen soll künftig entfallen. 

Die geplanten Änderungen sollen im We-

sentlichen ab 2019 in Kraft treten. 

2. Sozialrechtliche Änderungen 

durch das Budgetbegleitgesetz 

2017/2018 

 

Das Budgetbegleitgesetz 2017/2018 sieht 

in seinem sozialrechtlichen Teil diverse 

Erleichterungen oder auch Verschärfungen 

von Zugangsvoraussetzungen vor. Die für 

die Praxis wichtigsten Neuerungen treten 

grundsätzlich mit 1.1.2019 in Kraft und 

sind im Wesentlichen wie folgt: 

 

 Monatliche Beitragsgrundlagenmeldung 

ab 1.1.2019: Die Frist für die Vorlage 

der monatlichen Beitragsgrundlagen-

meldung endet im Regelfall am 15. des 

Folgemonats.  Davon ausgenommen 

werden nunmehr Eintritte nach dem 

15. des Abrechnungsmonats, deren 

Beitragsgrundlagen erst bis 15. des 

übernächsten Monats gemeldet werden 

müssen. Ferner können gemeldete Bei-

tragsgrundlagen innerhalb von 12 Mo-

naten nach Ablauf des Meldezeitraums 

ohne nachteilige Rechtsfolgen berichtigt 

werden. Die Meldung der monatlichen 

Beitragsgrundlagen für freie Dienst-

nehmer ist erst bis zum 15. des auf das 

Monat der Entgeltleistung folgenden 

Monats zu melden, bei Vorschreibebe-

trieben bis zum 7. des Folgemonats. 

 

 Da ja ab 2019 nur mehr monatliche 

Beitragsgrundlagenmeldungen abzuge-

ben sind, wurde klarstellend geregelt, 

dass im Jahr 2019 jedenfalls noch die 

Beitragsnachweisungen für Dezember 

2018 sowie der jährliche Lohnzettel an 

den Sozialversicherungsträger zu 

übermitteln sind. 

 

 Für eine Vielzahl verspäteter monatli-

cher Beitragsgrundlagenmeldungen 

wurde eine Höchstgrenze für Säumnis-

zuschläge eingeführt. Erreicht die 

Summe der Säumniszuschläge in einem 

Beitragszeitraum das fünffache der täg-

lichen Höchstbeitragsgrundlage (2018: 

€ 171, somit € 855), so sind damit alle 

diesbezüglichen Meldeverstöße pau-

schal abgegolten. 

 

 Ab 2019 können Versicherungsträger in 

bestimmten Fällen „unter Berücksichti-

gung des Meldeverstoßes auf den 

Säumniszuschlag zur Gänze oder zum 

Teil verzichten“. Diese Ermessensent-

scheidung wurde nun auf Säumniszu-

schläge aufgrund verspäteter Anmel-

dungen bzw der noch fehlenden Daten 

zur Anmeldung erweitert. Bei der Ent-

scheidung über die Höhe des Säumnis-

zuschlages sind neben der Art des Mel-

deverstoßes auch die wirtschaftlichen 

Verhältnisse, der Verspätungszeitraum 

und das bisherigen Meldeverhalten zu 

berücksichtigen.  

 

 Für Meldeverstöße iZm der monatlichen 

Beitragsgrundlagenmeldung ab dem 

Jahr 2019 werden bis 31.8.2019 keine 

Säumniszuschläge festgesetzt werden. 

Dies gilt aber nicht für Meldeverstöße 

bei Anmeldungen. 

 Die Altersgrenze für das frühestmögli-

che Zugangsalter bei der Altersteilzeit 
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wird in zwei Jahresschritten – 2019 und 

2020 – angehoben. Damit wird der Zu-

gang zur Altersteilzeit ab 2020 frühes-

tens fünf Jahre vor Vollendung des Re-

gelpensionsalters möglich sein. 

 

 Ausschüttungen aus Belegschaftsbetei-

ligungsstiftungen an Mitarbeiter des 

Unternehmens unterliegen der KESt 

und nicht der Lohnsteuer. Korrespon-

dieren dazu wurde eine Befreiung von 

SV-Beiträgen für diese Ausschüttungen 

in § 49 ASVG geschaffen. 

 

 Die viel diskutierte Einführung von 

Lichtbildern auf allen neu ausgegebe-

nen oder ausgetauschten e-cards wur-

de um ein Jahr auf 1.1.2020 verscho-

ben.  

 

 Die vorgesehene Erhöhung des Nacht-

schwerarbeits-Beitrags auf 3,7 % wur-

de auf 2019 verschoben. Im Jahr 2018 

bleibt demnach der Beitragssatz iHv 

3,4 % unverändert. 

 

3. Neuregelung der Arbeitszeit       

ab 1.9.2018 

3.1. Erhöhung der Höchstgren-

zen der Arbeitszeit 

Seit einigen Tagen ist nunmehr die viel 

diskutierte Erhöhung der Höchstgrenzen 

der Arbeitszeit in Kraft. In Anbetracht der 

Verunsicherung, die diese Neuregelung 

verursacht hat, wollen wir daher vorweg 

ausdrücklich festhalten, dass es durch die 

Reform des Arbeitszeitgesetzes zu keiner 

Änderung bei der bestehenden tägli-

chen und wöchentlichen Normalar-

beitszeit gekommen ist. Der 8-Stunden-

Tag sowie die 40-Stunden-Woche ist als 

rechtlicher Normalzustand unverändert 

bestehen geblieben. Geändert wurden die 

generell zulässigen Höchstarbeitszei-

ten, die sich aufgrund von Überstunden 

für den einzelnen Mitarbeiter pro Arbeits-

tag sowie pro Arbeitswoche ergeben kön-

nen. Die tägliche zulässige Höchstar-

beitszeit wird nunmehr von 10 auf 12 

Stunden sowie die wöchentliche von der-
zeit 50 auf 60 Stunden erhöht. 

Diese Erhöhung spiegelt zumindest in 

Teilbereichen die bereits bestehende Wirk-

lichkeit des Arbeitslebens in Österreich 

wider und führt einerseits zu einer von der 

Wirtschaft seit Jahren geforderten Flexi-

bilisierung der Arbeitszeit und ande-

rerseits zu einer Entkriminalisierung 

von Dienstgebern, die im Zuge dringen-

der Auftragsabwicklungen bzw. bei kurz-

fristigen Projekten an einzelnen Tagen 

Überstunden angeordnet und dabei die 

bisherige tägliche 10-Stunden-Grenze 

überschritten haben.  

Bei Vorliegen eines erhöhten Arbeitsbe-

darfs können daher seit 1.9.2018 wö-

chentlich bis zu 20 Überstunden ge-

leistet, täglich jedoch maximal 12 

Stunden gearbeitet werden. Die Leis-

tung dieser Überstundenanzahl darf nicht 

permanent erfolgen, da zu beachten ist, 

dass innerhalb ei-

nes Durchrechnungszeitraumes von 

17 Wochen eine durchschnittliche 

wöchentliche Arbeitszeit von 48 
Stunden nicht überschritten werden darf. 

Ein Dienstnehmer ist nur dann zur Leis-

tung von Überstunden verpflichtet, wenn 

dies im Kollektivvertrag, einer Betriebs-

vereinbarung oder im Dienstvertrag vor-

gesehen ist. Bisher schon konnten Dienst-

nehmer Überstunden (also die 9. und 10. 

Stunde) bei Vorliegen eines erhöhten Ar-

beitsbedarfs trotz vorhandener Verpflich-

tung sanktionslos ablehnen, wenn berück-

sichtigungswürdige Interessen des 

Dienstnehmers der Überstundenarbeit 

entgegengestanden sind. Überstunden, 

die als 11./12. Stunde täglich bzw. 51.-

60.Stunde wöchentlich erbracht werden 

sollen, können ohne Angabe von Grün-

den abgelehnt werden.  
 

Für diese Überstunden (11./12. Stunde 

täglich sowie 51.-60. Stunde wöchentlich), 

besteht ein Wahlrecht des Dienstneh-

mers diese in Geld oder in Zeitaus-

gleich abgegolten zu bekommen. 

Vom Dienstgeber angeordnete Arbeits-

stunden, die über die Normalarbeitszeit 

hinausgehen, gelten automatisch als 

Überstunden, wodurch die kollektivver-

traglichen Folgen (insbesondere Über-

stundenzuschläge) zur Anwendung gelan-
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gen. In der Praxis lässt sich nur schwer 

feststellen, ob eine Überstunde „freiwillig“ 

geleistet oder ob diese vom Dienstgeber 

„angeordnet“ wurde. Allerdings ist auf-

grund der tendenziell arbeitnehmerfreund-

lichen Rechtsprechung davon auszugehen, 

dass im Zweifelsfalle eine stillschweigende 

Anordnung von Überstunden dem Dienst-

geber zuzuschreiben ist, sofern keine ent-

sprechenden Nachweise und Aufzeichnun-

gen geführt bzw. vom Dienstnehmer un-
terfertigt werden. 

Neben einem Benachteiligungsverbot 

bei Ablehnung der Leistung von Überstun-

den wurde zusätzlich eine eigene gericht-

liche Kündigungsanfechtung (Gel-

tendmachung binnen zwei Wochen durch 

den Dienstnehmer) eingeführt. 

3.2 Ausnahmen vom            

Geltungsbereich des     

Arbeitszeitrechts 

Der vom Anwendungsbereich des Arbeits-

zeitrechts ausgenommene Personenkreis 

wurde gesetzlich neu definiert und um-

fasst neben den Familienangehörigen 

nunmehr auch die dritte Führungsebe-

ne. 

Als Familienangehörige gelten nahe Ange-

hörige des Arbeitgebers. Dazu zählen: 

Eltern, volljährige Kinder, im gemeinsa-

men Haushalt lebende Ehepartner, einge-

tragene Partner sowie Lebensgefährten 

(sofern seit zumindest drei Jahren ein 
gemeinsamer Haushalt besteht). 

Ausgenommen waren bisher schon Mitar-

beiter der ersten und zweiten Führungs-

ebene. Diese Ausnahme wurde nunmehr 

auf Arbeitnehmer erweitert, die maßgeb-

liche selbständige Entscheidungsbe-

fugnisse übertragen bekommen haben. 

Damit ist laut den erläuternden Bemer-

kungen die dritte Führungsebene ge-
meint. 

Die Ausnahme vom Geltungsbereich gilt 

für beide Personenkreise nur dann, wenn 

die gesamte Arbeitszeit aufgrund der 

besonderen Merkmale der Tätigkeit 

NICHT gemessen ODER NICHT im Vo-

raus festgelegt ODER von diesen hin-

sichtlich Lage und Dauer die Arbeits-

zeit selbst festgelegt werden kann. In 

allen anderen Fällen sind auch nahe An-

gehörige und Führungskräfte weiterhin an 

das Arbeitszeitgesetz und die damit ein-

hergehenden Einschränkungen und Auf-

zeichnungsverpflichtungen gebunden. 

3.3 Kollektivvertragliche    

Ermächtigung zur Über-

tragung von Zeitguthaben 

Bisher war es den Kollektivvertragspartei-

en freigestellt, eine Übertragung von Zeit-

guthaben ausschließlich in den nächsten 

Durchrechnungszeitraum (die genaue 

Festlegung des Durchrechnungszeitraums 

wie beispielsweise das Kalenderjahr er-

folgt ebenso im Kollektivvertrag) zu er-

möglichen. Künftig ist auch eine mehr-

malige statt einmalige Übertragung 

möglich. Zusätzlich entfallen ist die Ein-

schränkung auf Zeitguthaben und es 

können nunmehr auch Zeitschulden des 

Dienstnehmers übertragen werden. Diese 

Übertragungsmöglichkeit muss weiterhin 

im Kollektivvertrag geregelt sein, weshalb 

eine sofortige flächendeckende Anwend-

barkeit der Neuregelung als nicht wahr-

scheinlich gilt und je nach Kollektivvertrag 

weiterhin separat geprüft werden muss, 

ob ein vorhandenes Zeitguthaben (mit 

oder ohne Zeitzuschläge) auszubezahlen 

ist oder (einmalig oder mehrmals) über-

tragen werden darf. 

3.4 Gleitzeit 

Bisher galt auch bei vereinbarter Gleitzeit 

die Einhaltung der täglichen Arbeitszeit 

von maximal zehn Stunden. Diese Grenze 

wurde nun auf zwölf Stunden pro Tag 

angehoben. Dies ist nur unter der Voraus-

setzung zulässig, dass die Gleitzeitverein-

barung einen ganztägigen Verbrauch 

von Zeitguthaben vorsieht und der Ver-

brauch im Zusammenhang mit einer 

wöchentlichen Ruhezeit nicht ausge-

schlossen ist. In allen anderen Fällen 

bleibt die bisherige Grenze von 10 Stun-

den pro Tag aufrecht. Für Dienstgeber 

wird es daher von entscheidender Bedeu-

tung sein, die Adaptierung bestehender 

Gleitzeitvereinbarungen vorzunehmen. 
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3.5 BV-Ermächtigung für Wo-

chenend- und Feiertags-

dienste 

Bei vorübergehend auftretendem beson-

deren Arbeitsbedarf kann mittels Be-

triebsvereinbarung (BV) eine Ausnahme 

von der Wochenendruhe (mindestens 36 

Stunden durchgehende Freizeit) und der 

Feiertagsruhe (mindestens 24 Stunden 

durchgehende Freizeit) an vier Wochen-

enden oder Feiertagen pro Dienst-

nehmer und pro Jahr zugelassen wer-

den, wobei dies einschränkend nicht an 

vier aufeinanderfolgenden Wochenenden 

erfolgen darf. Ausgenommen sind Ver-

kaufstätigkeiten außerhalb des Öffnungs-

zeitengesetzes. 

3.6 Bestandsgarantie 

Die neuen gesetzlichen Bestimmungen 

führen zu keiner abrupten Änderung zu-

lasten der Dienstnehmer, weil für beste-

hende Gleitzeitvereinbarungen sowie 

günstigere Bestimmungen in gelten-

den Kollektivverträgen und Betriebs-

vereinbarungen eine gesetzliche Be-

standsgarantie vorgesehen ist. Sind diese 

Vereinbarungen zeitlich befristet abge-

schlossen, können die neuen Regelungen 

aber bei Abschluss von neuen Vereinba-

rungen selbstverständlich berücksichtigt 
werden. 

 

4. Klarstellungen durch BMF und 

VfGH  

 

 Pauschalierte Werbungskosten 

für  Vertreter sind um Kosten-

ersätze zu kürzen 

 

Aufgrund einer VfGH-Entscheidung wurde 

die VO über die Aufstellung von Durch-

schnittssätzen für Werbungskosten geän-

dert. Ab der Veranlagung 2018 müssen 

Vertreter bei der Ermittlung des 5%igen 

Werbungskostenpauschales Kostener-

sätze des Dienstgebers (wie insbesondere 

Reisespesen und Diäten) vom Wer-

bungskostenpauschale abziehen.  

 PKW-Sachbezug bei wesentlich 

beteiligtem Gesellschafter-

Geschäftsführer 

 

Das BMF hat mittels Verordnung die Be-

messungsgrundlage für die Berücksichti-

gung der Privatnutzung eines der Kapital-

gesellschaft gehörenden Fahrzeugs durch 

den wesentlich beteiligten Gesellschafter-

Geschäftsführer geregelt. Demnach be-

stehen zwei Möglichkeiten, die Privatnut-

zung zu bewerten: 

 Ansatz der Werte gemäß Sachbe-

zugswerteverordnung wie für alle 

Dienstnehmer (1,5% bzw 2% der An-

schaffungskosten abhängig vom CO2-

Ausstoß, 0% für Elektroautos) oder 

 Ansatz der anteilig auf die Privat-

nutzung entfallenden Gesamtkos-

ten, die von der Kapitalgesellschaft ge-

tragen werden. Die privaten Fahrten 

sind durch ein Fahrtenbuch nachzuwei-

sen.  

 

Vom selben Tag datiert ein Erkenntnis des 

VwGH, in dem nunmehr unmissverständ-

lich klargestellt wurde, dass bei Ansatz 

der tatsächlichen Kosten nur die Kosten 

für die Privatnutzung als Bemessungs-

grundlage für die Kommunalsteuer zu be-

rücksichtigen sind und nicht auch die bei 

der Kapitalgesellschaft angefallenen be-

trieblichen Kosten. Damit sind auch die 

diesbezüglichen Aussagen in Rz 79 der 

Information des BMF zum Kommunalsteu-

ergesetz vom 29. 1. 2018 überholt. 
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